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Zusammenfassung

Dieser Bericht folgt dem ersten Monitoring-Besuch in der Republik San Marino, seit dieses Land die 
Charta im Jahr 2013 ratifiziert hat. Vor diesem Datum war die Situation der kommunalen Demokratie 
in der Republik San Marino bereits Gegenstand der Empfehlung 63 (1999), die im Juni 1999 vom 
Kongress angenommen wurde.

Der Bericht begrüßt die Anerkennung der Gemeinderäte als Rechtspersonen sowie von deren Recht 
auf Zugang zu Rechtsbehelfen. Die Berichterstatter begrüßen außerdem die Einführung einer 
gemeinsamen Sitzung der Gemeindevertreter.

Sie nannten jedoch auch mehrere Problembereiche, mit denen sich die Regierung von San Marino 
befassen sollte, vor allem im Hinblick auf die eingeschränkten Zuständigkeiten und 
Entscheidungsbefugnisse der Gemeinden in Folge der Konzentration nahezu aller öffentlichen 
Zuständigkeiten auf zentraler Ebene. 

In ähnlicher Weise heben die Berichterstatter hervor, dass die begrenzte Autonomie der kommunalen 
Gebietskörperschaften, die unzureichenden Finanzmittel und das Fehlen qualifizierter Mitarbeiter 
ihnen nicht gestattet, ihren Pflichten in angemessener Weise nachzukommen. Auch werden 
gesetzlich festgelegte Konsultationsmechanismen und -verfahren nicht effektiv umgesetzt und es gibt 
in San Marino keinen Gemeindeverband. 

Dementsprechend empfiehlt der Kongress San Marino eine Reihe von Maßnahmen, um die 
kommunale Selbstverwaltung in Übereinstimmung mit den Grundsätzen und Anforderungen der 
Charta zu bringen, und er begrüßt den zu diesem Zweck eingeleiteten Reformprozess. Er befürwortet 
des Weiteren die ausdrückliche Anerkennung des Grundsatzes der kommunalen Selbstverwaltung 
auf Verfassungsebene.

Schließlich wird die Regierung von San Marino aufgerufen, die Unterzeichnung und Ratifizierung des 
Zusatzprotokolls zur Charta über das Recht zur Beteiligung an den Angelegenheiten der kommunalen 
Verwaltung zu erwägen.

1 L: Kammer der Gemeinden / R: Kammer der Regionen
EPP/CCE: Europäische Volkspartei im Kongress
SOC: Sozialistische Gruppe
ILDG: Unabhängige und liberaldemokratische Gruppe 
ECR: Europäische Konservative und Reformisten
NR: Mitglieder, die keiner politischen Gruppe des Kongresses angehören
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EMPFEHLUNGSENTWURF2

1. Der Kongress der Gemeinden und Regionen des Europarats verweist auf: 

a. Artikel 2 Abs. 1.b der Statutarischen Entschließung (2015)9 in Bezug auf den Kongress, der besagt, 
dass es ein Ziel des Kongresses ist, „Vorschläge beim Ministerkomitee einzureichen, um die kommunale 
und regionale Demokratie zu fördern”; 

b. Artikel 2, Abs. 3 der Statutarischen Entschließung (2015)9 in Bezug auf den Kongress, die besagt: 
„Der Kongress verfasst regelmäßig länderspezifische Berichte über die Situation der kommunalen und 
regionalen Demokratie in allen Mitgliedstaaten und in den Staaten, die den Beitritt zum Europarat 
beantragt haben, und er stellt insbesondere sicher, dass die Grundsätze der Europäischen Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung umgesetzt werden”;

c. Kapitel XVII der Geschäftsordnung des Kongresses über die Organisation der Monitoring-Verfahren; 

d. Empfehlung 63 (1999) über kommunale Demokratie in der Republik San Marino;

e. den aktuellen Begründungstext zur kommunalen Demokratie in San Marino, verfasst von Harald 
Bergmann, Niederlande (L, ILDG), und Gunnar Axel Axelsson, Island (R, SOC), Berichterstatter, im 
Anschluss an einen Besuch dieses Staates vom 13. bis 14. Juni 2017.

2. Im Hinblick auf die Republik San Marino:

a. San Marino trat dem Europarat am 16. November 1988 bei. Es hat die Europäische Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung (im Weiteren „Charta") am 16. Mai 2013 unterzeichnet und am
29. Oktober 2013 mit Ausnahme der Absätze 3 und 8 von Artikel 9 der Charta ratifiziert;

b. Bei der Ratifizierung der Charta gab San Marino eine Auslegungserklärung in Bezug auf Artikel 9 der 
Charta ab, die wie folgt besagt:

„Die Republik San Marino erklärt, dass Artikel 9 der Charta dahingehend auszulegen ist, einen 
allgemeinen Grundsatz der finanziellen Unabhängigkeit zu etablieren, gemäß dem kommunale Stellen 
das Recht haben, im Rahmen der nationalen Wirtschaftspolitik frei über die Mittel zu verfügen, die ihnen 
zur Ausübung ihrer Befugnisse zugewiesen werden:”

c. Die Charta trat in San Marino am 1. Februar 2014 in Kraft;

d. San Marino hat nicht das Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung 
über das Recht zur Beteiligung an den Angelegenheiten der kommunalen Verwaltung (CETS Nr. 207) 
unterzeichnet;

e. Der Monitoring-Ausschuss beschloss, die Situation der kommunalen Demokratie im Sinne der Charta 
zu prüfen, und wies Herrn Harald Bergmann und Herrn Gunnar Axel Axelsson an, als Berichterstatter 
einen Bericht über die kommunale Demokratie in San Marino zu erstellen und diesen dem Kongress 
vorzulegen;

2 Vorläufiger Empfehlungsentwurf, der am 14. Februar 2018 vom Monitoring-Ausschuss angenommen wurde. 

Mitglieder des Ausschusses, Mitglieder der Kammer der Gemeinden: 
H. Akgun, M. Angelopoulos, L. Ansala (Stellv.: J. Rostedt), T. Arifi, G.A. Axelsson, N. Barbu, V. Belikov, M. Belin, E. Bendodo 
Bensayag, R. Biedron, A. Bindi, A. Bogdanovic, Z. Broz, M. Bufi, X. Cadoret, V. Casian, M. Cools, V. Crudu, N. Dirginciene, 
G. Doganoglu, R. Fejstamer, M. Gauci, G. Geguzinskas, K. Germanova, L. Gidei (Stellv.: V. Dontu), B. A. Gram, N. Grozev, 
I. Hanzek, B. Hirs, J. Hlinka, V. Hovhanissyan, G. Illes, H. B. Johansen, A. Jozic, A. Kaleva, G. Kaminskis, O. Kasuri, 
N. Kavtaradze, J-P. Klein, A. Knobova, B. Krnc, L. Kroon (Stellv.: H. Bergmann), C. Lammerskitten, A. Leadbetter, F. Lec, 
K. Marchenko, T. Margaryan (Stellv.: E. Yeritsyan), G. Marsan, P. MCGowan, S.  Mosharov, R. O’Grady, D. Pantana, N. Parlon Gil, 
S. Paunovic, V. Prokopiv, I. Radojicic, G. Riba Casal, R. Rio, J. Rocklind, R. Rohr, B. Rudkin, I. Seredyuk, A.-M. Sotiriadou, R. 
Spiegler, T. Taghiyev, P. Thornton (Stellv.: H. Carr), A. Torres Pereira, A. Ugues, S. Vaag, R. Vergili, B. Voehringer, A. Vyras, 
H. Weninger, J. Wienen, D. Wrobel. 

N.B.: Die Namen der Mitglieder, die an der Abstimmung teilnahmen, sind kursiv gedruckt. 
Sekretariat des Ausschusses: S. Poirel, Sekretärin des Ausschusses, und S. Pereverten, stellv. Sekretärin des Ausschusses. 
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f. Die Kongress-Delegation führte vom 13. bis 14. Juni 2017 einen Monitoring-Besuch durch. Während 
des Besuchs traf sich die Delegation mit Bürgermeistern und Gemeinderäten, Vertretern der Regierung 
und anderer öffentlicher Institutionen von San Marino. Das detaillierte Programm des Besuchs ist diesem 
Bericht angehängt;

g. Die Berichterstatter danken der Ständigen Vertretung von San Marino beim Europarat, der 
sammarinesischen Delegation beim Kongress und allen Gesprächspartnern, die sie während des 
Besuchs trafen, für die wertvolle Zusammenarbeit, Verfügbarkeit und die von ihnen bereitgestellten 
wertvollen Informationen.

3. Der Kongress nimmt mit Zufriedenheit Folgendes zur Kenntnis:

a. den Beginn eines Reformprozesses, der zum Ziel hat, die kommunale Selbstverwaltung in San Marino 
mit den Grundsätzen und Anforderungen der Charta in Einklang zu bringen;

b. die Anerkennung der Gemeinderäte (Giunte di Castello) als Rechtspersonen und von deren Recht auf 
Inanspruchnahme von Rechtsbehelfen, in Übereinstimmung mit Artikel 11 der Charta;

c. die Einrichtung einer gemeinsamen Sitzung der Gemeindevertreter (consulta delle Guinte). 

4. Der Kongress äußerst seine Bedenken in Bezug auf:

a. die begrenzten Zuständigkeiten und Entscheidungsbefugnisse, die den Gemeinden übertragen 
wurden (Artikel 4.3) und die, aufgrund der Konzentration nahezu aller öffentlichen Aufgaben auf 
nationaler Ebene, ihre Möglichkeiten einschränken, einen wesentlichen Teil der öffentlichen 
Angelegenheiten in eigener Verantwortung zum Wohl ihrer Einwohner zu regeln und zu gestalten
(Artikel 3.1);

b. das Fehlen einer Autonomie der Gemeinden, ihre Zuständigkeiten wahrzunehmen (Artikel 4.2), die 
nicht umfassend und ausschließlich ist (Artikel 4.4.);

c. die ineffektive Umsetzung gesetzlich verankerter Anhörungsverfahren (Artikel 4.6, 9.6);

d. die unzureichenden Finanzmittel, die den kommunalen Gebietskörperschaften zur Ausübung ihrer 
Befugnisse zur Verfügung stehen; 

e. das Fehlen eines qualifizierten Personals bei den kommunalen Gebietskörperschaften (Artikel 6), um 
eine wirksame Gestaltung kommunaler Angelegenheiten zu ermöglichen; 

f. das Fehlen eines Gemeindeverbandes in San Marino und das Fehlen einer Rechtsgrundlage für eine 
internationale Zusammenarbeit der Gemeinden;

g. das Fehlen einer ausdrücklichen Anerkennung des Grundsatzes der kommunalen Selbstverwaltung 
auf Verfassungsebene.

5. Der Kongress empfiehlt dem Ministerkomitee, die Stellen in San Marino aufzufordern:

a. einen wesentlichen Teil der öffentlichen Angelegenheiten gemäß dem Subsidiaritätsprinzip der 
Verantwortung den kommunalen Gebietskörperschaften zu übertragen, und sicherzustellen, dass die 
kommunalen Gebietskörperschaften über die erforderlichen rechtlichen und verwaltungsrechtlichen 
Verwaltungsstrukturen, Ausstattung und Finanzen verfügen, um diese zu regeln und zu gestalten;

b. die Bereiche abzuklären, für die die Gemeinden die umfassende und ausschließliche Befugnis haben, 
und ihnen die volle Entscheidungsfreiheit zu geben, ihre Initiativen im Hinblick auf Angelegenheiten, die 
ihrer Zuständigkeit unterliegen, auszuüben;

c. die ordnungsgemäße Umsetzung der Anhörungsverfahren und -mechanismen in der Praxis 
sicherzustellen, um bei allen sie unmittelbar betreffenden Angelegenheiten fristgerecht und auf 
angemessene Weise wirksame Anhörungen der kommunalen Gebietskörperschaften zu ermöglichen;

d. die finanzielle Grundlage für das Funktionieren der kommunalen Gebietskörperschaften zu 
überarbeiten, um diese mit angemessenen Finanzmitteln auszustatten, die ihren Aufgaben entsprechen; 
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e. die Anstellung qualifizierter Mitarbeiter in den Gemeinden zu fördern;

f. die Gründung eines nationalen Gemeindeverbandes als Institution zu veranlassen und einen 
Rechtsrahmen für die Zusammenarbeit der Gemeinden mit den Kommunen in anderen Staaten zu 
entwickeln;

g. in enger Zusammenarbeit mit den Gemeinden einen klaren Zeitplan zu entwerfen und den 
Reformprozess der kommunalen Selbstverwaltung in San Marino in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der Charta fortzuführen; 

h. den Grundsatz der kommunalen Selbstverwaltung verfassungsrechtlich zu verankern, um die Position 
der kommunalen Gebietskörperschaften  im Sinne der Charta zu stärken;

i. zu erwägen, das Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung über 
das Recht zur Beteiligung an den Angelegenheiten der kommunalen Verwaltung (CETS Nr. 207) zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren. 

6. Der Kongress bittet das Ministerkomitee, die Empfehlung zur kommunalen Demokratie in San Marino 
sowie den begleitenden Begründungstext bei seiner Tätigkeit in Bezug auf diesen Mitgliedstaat zu 
berücksichtigen.
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